
rechtlichen Vorschriften über den Gütetermin zu miß­
achten und gewissermaßen in einem formlosen Zivil­
verfahren einen Rechtsstreit zu beenden.

Die Rechtsauskunftsstellen haben ihre Probe bestan­
den. Die Richter müssen fortfahren, mit Hilfe der 
Rechtsauskunftsstellen die Verbindung mit der werk­
tätigen Bevölkerung zu vertiefen, um ihr Vertrauen zu 
erringen und so die Grundlagen unseres Staates zu 
stärken.

FRITZ BÖHME,
Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz

Ist die Urteilsverkündung 
in Jugendstrafsachen öffentlich?

In NJ 1953 S. 219 findet sich in einer dort veröffent­
lichten Berufungsbegründung des Bezirksgerichts Pots­
dam, in einer Jugendstrafsache folgender Satz:

„Ein weiterer absoluter Berufungsgrund ist darin zu 
sehen, daß das Gericht zur Urteilsverkündung, wie 
das Protokoll ausweist, die Öffentlichkeit nicht her­
gestellt hat. Damit ist § 291 Ziff. 4 StPO verletzt.“

Die Auffassung, daß auch in Jugendstrafsachen die 
Öffentlichkeit zur Urteilsverkündung wiederhergestellt 
werden muß, ist unzutreffend. Daß der Grundsatz der 
Nichtöffentlichkeit der Verhandlungen in Jugendstraf­
sachen, der in § 41 JGG aufgestellt ist und dem § 32 des 
früheren JGG entspricht, sich auch auf die Urteilsver­
kündung zu erstrecken hat, war immer unstreitig. Dies 
ergibt sich zwingend aus dem besonderen Charakter des 
Jugendgerichtsverfahrens, aus den pädagogischen Ge­
sichtspunkten, die hier Berücksichtigung fordern. Alles, 
was den Jugendlichen in seinem Ehrgefühl kränken und 
andererseits ihn dazu veranlassen könnte, sich in einer 
heldenhaften Rolle zu fühlen, soll vermieden werden. 
Dazu gehört aber auch die Urteilsverkündung in der 
Öffentlichkeit.

Diese Auffassung, die unter Berufung auf § 260 der 
früheren StPO stets vertreten wurde, findet ihre klare 
gesetzliche Grundlage in § 218 Abs. 2 Ziff. 1 StPO: „Die 
Hauptverhandlung schließt mit der Verkündung eines 
Urteils ...“. Daraus ergibt sich, daß die Urteilsverkün­
dung noch zur Verhandlung zählt. Man wird also davon 
auszugehen haben, daß unser JGG das als etwas Selbst­
verständliches genau so wenig besonders hervorhebt wie 
das frühere JGG. Nur wenn aus besonderen Gründen 
die Öffentlichkeit zugelassen werden soll, kann dies ge­
mäß § 41 Abs. 1 Halbsatz 2 JGG durch Beschluß des 
Gerichts erfolgen.

HANS STEINITZ,
Oberrichter am Stadtgericht Berlin

Nochmals: Für strenge Sparsamkeit 
in der Justiz

In NJ 1953 S. 525 ist ein Artikel zweier Mitarbeiter 
der Justizverwaltungsstelle des Bezirks Erfurt mit einer 
Vorbemerkung der Redaktion der „Neuen Justiz“ ver­
öffentlicht. Es erscheint angebracht, die in diesem Ar­
tikel aufgestellten Punkte, die als Anleitung für die 
Leiter der Justizorgane, Gerichte und Justizverwal­
tungen dienen sollen, einer Betrachtung zu unterziehen.

Sowohl im Plan als auch in den Vorschlägen ist die 
Frage der Gerichtskosten an die erste Stelle gerückt. 
Ob allerdings dies die richtige und wichtigste Art der 
Verwirklichung des Sparsamkeitsprinzips in der Arbeit 
der Gerichte ist, bleibt dahingestellt. Auszugehen wäre 
doch wohl von anderen Dingen und Maßnahmen.

Im Beschluß des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands vom 3. Februar 1953 heißt 
es, daß ein zäher und beharrlicher Kampf um die Durch­
setzung der Sparsamkeit zu führen ist. Das heißt aber 
doch nicht, daß man den Gerichtsvollzieher zäh und

beharrlich zu den säumigen Schuldnern schickt, um 
nicht eingetriebene Kosten zu kassieren! Schaut da nicht 
der Praktizismus zu deutlich hervor?

Besser wäre es jedenfalls gewesen, den Beschluß des 
Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands zu studieren und zu versuchen, die darin 
niedergelegten Prinzipien auf die Arbeit der Justiz­
organe anzuwenden. So heißt es z. B. in Ziff. 1 Satz 2: 
„Durch exakte Organisation des technologischen Pro­
zesses ist der systematische Ablauf der Produktion zu 
sichern.“ Diesen Grundsatz, den reibungslosen, schnellen 
Ablauf der Arbeit zu sichern, den kann und soll man 
auch auf die Justizorgane übertragen. Hiervon findet 
man in den Vorschlägen jedoch nur sehr wenig.

Meiner Ansicht nach ist das Hauptanliegen der Justiz 
eine schnelle und richtige Rechtsprechung. Das sollte 
also der Ausgangspunkt sein, von dem aus das Problem 
der Sparsamkeit in der Justiz aufzurollen wäre. Das 
könnte beispielsweise so geschehen, daß die Inspek­
teure Arbeitsplatzstudien vornehmen, um zu helfen, daß 
den Richtern ein kontinuierliches Arbeiten gewährleistet 
wird, d. h., daß die Arbeitszeit der Richter voll aus­
genutzt wird. Wie sieht es aber häufig aus? Die Straf­
kammer bekommt vom Staatsanwalt einen Stoß Akten, 
der sich bei diesem mit der Zeit angesammelt hat (auch 
ein Zeichen mangelnder Organisation der Arbeit). Diesen 
Schub bekommt der Sekretär, um ihn in die verschie­
denen Karteien einzutragen. Häufig arbeitet dieser erst 
diesen Stoß herunter, um ihn dann dem Richter vorzu­
legen. Und jetzt macht sich dieser an den Berg. Das be­
deutet ein stoßweises Arbeiten, welches mit Über­
stunden, Ärger und Überarbeitung verbunden ist. Hier 
wäre eine bessere Organisation in Zusammenarbeit mit 
dem Staatsanwalt durchaus möglich und würde zur 
Ersparnis an Zeit und Kraft führen.

Viel Zeit könnte auch eingespart werden, wenn die 
Gerichte einmal dazu kämen, sich kameradschaftlich 
mit den Rechtsanwälten, besonders in Zivilsachen, aus­
zusprechen. Sicher könnten auch diese manchen Hin­
weis zur Verbesserung unserer Arbeit geben. Die Rechts­
anwälte allerdings müßte man dazu bringen, auf die 
häufig seitenlangen, völlig überflüssigen Schriftsätze zu 
verzichten und das Wesentliche klarer zu bringen. Das 
ist selbstverständlich nicht einfach, da die Rechtsan­
wälte als Parteivertreter auch auf die Wünsche der Par­
teien eingehen müssen oder glauben, es zu müssen. Hier 
heißt es eben, geduldig und beharrlich zu sein.

Man könnte auch versuchen, besonders in größeren 
Gerichten, in denen auch außerhalb der Sprechstunden 
doch stets ein gewisser Publikumsverkehr herrscht, 
einen Angestellten in einem besonderen Raum diese Ab­
fertigung vornehmen zu lassen. Dabei würden für die 
anderen Angestellten die ständigen Unterbrechungen 
wegfallen bzw. deren Aufmerksamkeit nicht ständig ab­
gelenkt werden. Es sind also auf dem Gebiet der 
Arbeitsorganisation bedeutende Einsparungen zu erzie­
len, die allerdings nicht so schnell sichtbar werden und 
auch nicht so ins Auge fallen wie die noch einzu­
treibenden Kosten oder der „strenge Maßstab“ bei der 
Bewilligung der einstweiligen Kostenbefreiung.

Nun noch einige Bemerkungen zu folgendem Punkt. 
Ziff. 7 aus den Vorschlägen will alle Schreiben in 
Zivilsachen an die Parteien mit einem Stempel ver­
sehen und diese auffordern, ihre Schriftsätze in dop­
pelter Ausfertigung einzureichen, um unnötige Schreib­
arbeit zu vermeiden. Warum das? Die Rechtsanwälte 
stellen unter sich sowieso zu oder sie geben einen Durch­
schlag für die andere Partei mit. Sollte das in Arnstadt 
anders sein? Die Parteien aber, die keinen Rechtsanwalt 
haben, sind meist froh, wenn sie ihre Klageschrift und 
ihre Schriftsätze einmal in ihrer besten Handschrift 
eingereicht haben. Man sollte ihnen das Abschreiben 
ersparen und nicht die Arbeit auf die rechtsuchende Be­
völkerung abwälzen.

Es zeigt sich also, daß das Prinzip der strengsten Spar­
samkeit nicht nur die eine Seite der Kosteneintreibung 
und der Verringerung der sachlichen Kosten hat. Viel 
entscheidender sind die Seiten der guten Arbeitsorgani­
sation und der Qualifizierung der Menschen. Das zu 
übersehen, hieße das Sparsamkeitsprinzip völlig ver­
kennen.

stud. jur. JENS CAHNBLEY, Halle
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